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Alper Tasdelen

Die Frage nach der Rückführung kolonialer Kulturgüter –
juristisch betrachtet so simpel wie kompliziert

In keinem anderen Bereich wird der Konflikt zwischen ehemaligen Kolonialmächten
und ihren früheren Kolonien so offen und leidenschaftlich ausgetragen wie bei der
Frage nach der Rückführung von zur Kolonialzeit verbrachtem Kulturgut.

Dies beginnt schon bei der Terminologie. Da im juristischen Kontext der Begriff
Restitution die Wiederherstellung eines begangenen Unrechts impliziert, bevorzugen
ehemalige Kolonialmächte und Staaten, die sich heute als Handelsort von Kulturgut
Rückforderungsansprüchen ausgesetzt sehen, die neutraleren Begriff Rückgabe und
Rückführung – das deutsche Kulturgüterschutzgesetz spricht etwa von Rückgabe,
auch wenn es um unrechtmäßig nach Deutschland eingeführtes Kulturgut geht.

Dieser Interessenlage und der Tatsache, dass die Materie im zwischenstaatli-
chen Bereich nur nach und nach geregelt wurde, ist es geschuldet, dass sich das völ-
kerrechtliche Regime zur Rückführung von Kulturgütern als ein relativ komplexer
Flickenteppich präsentiert. Allen Regelungen ist aber gemein, dass sie in der Regel
auf die strittigen Fälle der Rückführung von zur Kolonialzeit verbrachtem Kulturgut
nicht anwendbar sind.

Das früheste Regelwerk für Friedenszeiten ist das UNESCO-Übereinkommen über
Maßnahmen zum Verbot und zur Verhütung der unzulässigen Einfuhr, Ausfuhr und
Übereignung von Kulturgut – von 1970. Bei seiner Aushandlung plädierten die vom
illegalen Handel ihrer Kulturgüter betroffenen Länder ebenso wie die ehemaligen
Kolonien zwar dafür, der Konvention einen rückwirkenden Charakter zu verleihen,
sodass sie auch für Fälle anwendbar ist, die sich vor ihrem Inkrafttreten ereigneten.
Letztendlich wurde das Übereinkommen aber wie die UNIDROIT-Konvention über
gestohlene oder rechtswidrig ausgeführte Kulturgüter von 1995 entsprechend all-
gemeiner Rechtspraxis ohne rückwirkenden Charakter verabschiedet. Damit gilt sie
nur für diejenigen Fälle, in denen beim Transfer des Kulturguts das Übereinkommen
bereits für alle beteiligten Staaten in Kraft getreten ist.

Beim Kriegsrecht zeigt sich hingegen eine andere Problematik. Das IV. Haager
Abkommen betreffend die Gesetze und Gebräuche des Landkriegs mit der Haager
Landkriegsordnung von 1899 und 1907 normierte zwar ein Plünderungsverbot und
einen damit einhergehenden Restitutionsanspruch, bis zur Haager Konvention zum
Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten und ihrem ersten Protokoll von
1954 galt dieses Verbot allerdings nur in zwischenstaatlichen bewaffneten Konflik-
ten. Da Kolonien, unabhängig von der genauen Ausgestaltung des Rechtsverhältnis-
ses zum Mutterland, im Grunde als eigenes Staatsgebiet der Kolonialmacht galten,
findet der sich aus dem IV. Haager Abkommen ergebende Restitutionsanspruch daher
keine Anwendung auf koloniale Kulturgüter.



264 Forum

Die auf interne Konflikte anwendbare Haager Konvention von 1954 spielt in der
Praxis bei kolonialem Kulturgut in der Regel aber bereits deshalb keine Rolle, da viele
Kolonialmächte erst sehr spät beigetreten sind – das Vereinigte Königreich z.B. erst
2017. Mag das Kriegsrecht für aktuelle Konflikte wie z.B. in Syrien noch so wichtig
sein, ist es daher im Fall von kolonialem Kulturgut in der Regel irrelevant.

Rechtlich betrachtet gibt es daher gewöhnlich keinen einklagbaren Anspruch
auf Rückführung eines zur Kolonialzeit ins Mutterland verbrachten Objekts. Seit der
Dekolonisation wird die koloniale Vergangenheit in den ehemaligen Kolonialmäch-
ten jedoch immer stärker aufgearbeitet. Es besteht allgemeiner Konsens über den
Unrechtscharakter der kolonialen Besetzung, was auch den Transfer kolonialer Kul-
turgüter moralischen Zweifeln aussetzt. Recht als Instrument, um individuelle und
gesellschaftliche Konflikte einer für alle Beteiligten zumindest akzeptablen Lösung
zuzuführen, muss diesen geänderten Moralvorstellungen Rechnung tragen.

Genau diese Entwicklung kann in der Praxis beobachtet werden. Selbst wenn
noch keine verbindlichen Rechtsgrundlagen für eine Restitution existieren, entste-
hen in gewissen Rechtsgebieten, namentlich im Bereich des unverbindlichen soft
law und der außergerichtlichen Mediation, einige Instrumente, um einen besseren
Interessenausgleich zwischen den ehemaligen Kolonialmächten, ihren Museen und
Sammlern einerseits und zum anderen den früheren Kolonien herbeizuführen.

Zwar kann diesen Instrumenten, wie z.B. UNESCOs Intergouvernementalem Ko-
mitee zur Förderung der Rückführung von Kulturgut in seine Herkunftsländer bezie-
hungsweise seiner Restitution im Falle rechtswidriger Inbesitznahme (ICPRCP), ICOMs
Ethischen Richtlinien für Museen und den Mediationsregeln von ICOM und WIPO, vor-
gehalten werden, dass sie eben gerade keine so klare und starke Wirkung haben wie
ein verbindliches, durchsetzbares Gerichtsurteil. Allerdings darf die Wirkung dieser
Instrumente nicht unterschätzt werden. Sie spiegeln eine sich wandelnde Rechts-
überzeugung wider und schaffen gleichzeitig eine gewisse Übung – und dies sind die
beiden Voraussetzungen für verbindliches Völkergewohnheitsrecht.

Selbst wenn heute noch kein dahingehendes Völkergewohnheitsrecht besteht,
dass koloniale Kulturgüter zurückzuführen sind, ist die Entwicklung bereits so weit
vorangeschritten, dass im Falle einer Rückforderung eine Verpflichtung des Forde-
rungsempfängers zu ergebnisoffenen und lösungsorientierten Verhandlungen ange-
nommen werden kann. Deshalb kann das Vereinigte Königreich den bereits seit 1984
vor dem ICPRCP mit Griechenland ausgetragenen Streit um die Marmorfragmente des
Parthenon (alias Elgin Marbles) nicht mit einer Weigerung der Herausgabe beenden.
Einen solchen Abbruch der Verhandlungen würde die Staatengemeinschaft nicht ak-
zeptieren.

Dass sich die Interessenlage in Zukunft weiter zugunsten der ehemaligen Ko-
lonien verlagern wird, lässt bereits die Aussage des französischen Staatspräsidenten
Macron erahnen, dass es nicht sein könne, dass sich große Teile des kulturellen Erbes
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einiger afrikanischer Staaten in Frankreich befinden. Eine vom ihm beauftragte Ex-
pertenkommission forderte bereits die Anpassung des französischen Rechts.

Es bleibt fraglich, ob sich jemals ein gerichtlich durchsetzbarer Restitutions-
anspruch für koloniales Kulturgut etablieren wird – jedenfalls ist es noch ein weiter 
Weg dorthin. Die rechtlichen, aber auch politischen Entwicklungen der vergangenen 
Zeit lassen allerdings eindeutig erkennen, dass den Interessen der ehemaligen Kolo-
nien bei der Frage der Rückführung von kolonialem Kulturgut eine immer größere 
Rolle zukommt.


